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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Funkstörungen durch 
Hochfrequenzgeräte und Funkanlagen 

(Durchführungsgesetz EG-Richtlinien Funkstörungen — FunkStörG — ) 


A. Zielsetzung 

Am 4. November 1976 hat der Rat der Europäischen Gemein- 
schaften zwei Richtlinien erlassen, die Funkstörungen betreffen, 
und zwar: eine Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über Funkstörungen durch Elektro- 
Haushaltsgeräte, handgeführte Elektrowerkzeuge und ähnliche 
Geräte (76/889/EWG) und eine Richtlinie über Funk-Entstörung 
bei Leuchten mit Starter für Leuchtstofflampen (76/890/EWG). 

Nach Artikel 9 der ersten und nach Artikel 8 der zweiten 
Richtlinie haben die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen, um diesen Richtlinien binnen 18 Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen. Hierzu muß das Inver- 
kehrbringen dieser Geräte in der Bundesrepublik Deutschland 
gesetzlich so geregelt werden, daß es mit bestimmten Anforde- 
rungen an die Geräte verknüpft wird. 


B. Lösung 

a) Das Inverkehrbringen von Elektro-Haushaltsgeräten, hand- 
geführten Elektrowerkzeugen und ähnlichen Geräten und 
von Leuchten mit Starter für Leuchtstofflampen wird durch 
den Gesetzentwurf unmittelbar geregelt und mit den An- 
forderungen der technischen Anhänge 1 und 2 der EG-Richt- 
linien verknüpft. 
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b) Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die technischen An- 
hänge des Gesetzentwurfs an Änderungen der Vorschriften 
der Anhänge der EG-Richtlinien anzupassen. 

c) Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung die weiteren, Funkstö- 
rungen betreffenden EG-Richtlinien in das Gesetz einzube- 
ziehen, sobald diese erlassen sind. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (34) — 961 07 — Fu 3/78 Bonn, den 23. März 1978 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung der Richtlinien des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Funk- 
störungen durch Hochfrequenzgeräte und Funkanlagen (Durchführungsgesetz 
EG-Richtlinien Funkstörungen — FunkStörG — ) mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 454. Sitzung am 17. Februar 1978 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der An- 
lage 2 ersichtlich Steilung zu nehmen. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Funkstörungen durch 
Hochfrequenzgeräte und Funkanlagen 

(Durchführungsgesetz EG-Richtlinien Funkstörungen — FunkStörG — ), 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf das Inver- 
kehrbringen von Elektro-Haushaltsgeräten, handge- 
führten Elektrowerkzeugen und ähnlichen Geräten, 
die kontinuierliche oder diskontinuierliche Funk- 
störimgen ähnlicher Art hervorrufen, sowie von 
Leuchten mit Starter für Leuchtstofflampen. Der An- 
wendungsbereich ist unter Nummer 1 der Anhänge 
1 und 2 dieses Gesetzes näher bestimmt 

(2) Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Anbieten, Vorrätighalten zum Verkauf oder zu 
sonstiger Abgabe, Feilhalten und jedes Abgeben 
an andere. 

§ 2 

Die in § 1 bezeichneten Geräte oder Leuchten dür- 
fen nur in Verkehr gebracht werden, wenn die je- 
weiligen Grenzwerte unter Nummer 3 der Anhänge 
1 oder 2 dieses Gesetzes eingehalten sind. Zur Fest- 
stellung dieser Werte sind Meßverfahren anzuwen- 
den, die den jeweiligen Vorschriften der Anhänge 
1 oder 2 entsprechen. Serienmäßig hergestellte Ge- 
räte oder Leuchten müssen zum Nachweis der Über- 
einstimmung mit den Vorschriften dieses Gesetzes 
mit einem Prüfzeichen gekennzeichnet sein, das 
aufgrund einer vorherigen Typenprüfung durch eine 
amtlich ermächtigte Stelle erteilt worden ist. 

§ 3 

(1) Wer die in § 1 bezeichneten Geräte oder Leuch- 
ten oder weitere durch eine aufgrund des § 5 er- 
lassene Verordnung erfaßte Hochfrequenzgeräte 
oder Funkanlagen in Verkehr bringt, hat auf Ver- 
langen der Deutschen Bundespost unverzüglich die 
zur Prüfung der Voraussetzungen des § 2 erforder- 
lichen Auskünfte zu erteilen und die notwendige 
Unterstützung zu gewähren. Der Verpflichtete kann 
die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeich- 
neten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(2) Die Beauftragten der Deutschen Bundespost 
dürfen im Rahmen des Absatzes 1 Betriebs- und Ge- 
schäftsräume sowie Grundstücke, in oder auf denen 


in § 1 bezeichnete Geräte oder Leuchten oder wei- 
tere durch eine aufgrund des § 5 erlassene Verord- 
nung erfaßte Hochfrequenzgeräte oder Funkanlagen 
hergestellt werden, zum Zwecke des Inverkehrbrin- 
gens gelagert oder ausgestellt sind, während der 
Geschäfts- und Betriebszeiten betreten, die Geräte, 
Leuchten oder Anlagen besichtigen und zur meßtech- 
nischen Prüfung vorübergehend entnehmen. Der 
Auskunftspflichtige hat diese Maßnahmen zu dul- 
den. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 GG) wird insoweit eingeschränkt. 

§ 4 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen wird ermächtigt, Änderungen und Ergänzun- 
gen der Anhänge 1 und 2 dieses Gesetzes nach 
Maßgabe der jeweiligen Beschlüsse der Europäi- 
schen Gemeinschaften durch Rechtsverordnung in 
Kraft zu setzen, soweit dies zur Anpassung an Än- 
derungen der Vorschriften der Anhänge der Richt- 
linien des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
vom 4. November 1976 zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über FunkstÖrun- 
gen durch Elektro-Haushaltsgeräte, handgeführte 
Elektrowerkzeuge und ähnliche Geräte sowie zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über Funk-Entstörung bei Leuchten mit Star- 
ter für Leuchtstofflampen erforderlich ist. 

§ 5 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen wird ermächtigt, zur Erfüllung von binden- 
den Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaften 
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, daß weitere 
Hochfrequenzgeräte und Funkanlagen, insbesondere 
industrielle, wissenschaftliche und medizinische 
Hochfrequenzgeräte, nur in Verkehr gebracht wer- 
den dürfen, wenn diese Geräte und Anlagen den 
Anforderungen entsprechen, die zur Verhinderung 
von Funkstörungen nach Maßgabe bindender Be- 
schlüsse der Europäischen Gemeinschaften in der 
Verordnung festgelegt werden. 

§ 6 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 2 Satz 1 oder 3 Geräte oder Leuch- 
ten in den Verkehr bringt, bei denen die dort be- 
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zeichneten Grenzwerte nicht eingehalten oder 
die nicht mit dem vorgeschriebenen Prüfzeichen 
gekennzeichnet sind, 

2. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht unver- 
züglich erteilt, oder 

3. entgegen § 3 Abs. 2 Satz 2 eine dort bezeichnete 
Maßnahme nicht duldet, 

4. einer Rechtsverordnung nach § 5 zuwiderhan- 
delt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach. Absatz 1 Nr. 1 
oder 4 kann mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, eine Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 oder 3 mit einer Geldbuße bis zu ein- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Geräte und Leuchten, auf die sich die Ord- 
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 oder 4 be- 
zieht, können eingezogen werden. 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Oberpostdirektion. 

(5) Die Geldbußen fließen in die Kasse der zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde. Sie trägt abwei- 
chend von § 105 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten die notwendigen Auslagen und ist auch 
ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Abs. 4 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten. 


§ 7 

Das Inverkehrbringen von in § 1 bezeichneten 
Geräten oder Leuchten, die bis zum 9. Mai 1978 her- 
gestellt oder importiert worden sind, ist bis zum 
9. Mai 1980 auch dann zulässig, wenn die Geräte 
oder Leuchten noch nicht die Voraussetzungen des 
§ 2 erfüllen. 

§ 8 

Die Vorschriften des Gesetzes über den Betrieb 
von Hochfrequenzgeräten in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Gliederungsnummer 9022-6, veröffent- 
lichten bereinigten Fassung, geändert durch Artikel 
135 des Gesetzes vom 24. Mai 1968 (BGBl. I S. 503), 
und des Gesetzes über Fernmeldeanlagen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 17. März 1977 
(BGBl. I S. 459, 573) bleiben unberührt. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 10 

Dieses Gesetz tritt am 10. Mai 1978 in Kraft. 
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ANHANG 1 


1 . ANWENDUNGSBEREICH 

1.1. Die folgenden Bestimmungen gelten für Elektro-Haushaltsgeräte, handgeführte Elektrowerkzeuge 
und andere elektrische Geräte, die ähnliche kontinuierliche oder diskontinuierliche FunkstÖrun- 
gen hervorrufen, wie: Büromaschinen, Film- oder Diapositivprojektoren, elektrische Plattenspie- 
ler, Melkmaschinen, elektromedizinische Geräte mit motorischem Antrieb, Halbleiter-Stellglieder, 
Elektrozaungeräte, Münzautomaten und automatische Spielgeräte usw., jedoch mit Ausnahme 
von Geräten mit eingebauter Batterie. 

1.2. In den Bestimmungen sind die Störmeßverfahren und die Grenzwerte für den Frequenzbereich 
0,15 bis 300 MHz festgelegt. Diese Grenzwerte müssen von mindestens 80 % der seriengefertig- 
ten Geräte mit einer Sicherheit von 80 % eingehalten werden. 

1.3. Handgeführte Elektrowerkzeuge mit einer Nennleistung über 2 kW und Halbleiter-Stellglieder 
mit einem Nennstrom von mehr als 16 A fallen nicht unter den Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie. 

1.4. Nicht selbständig verwendete Motoren fallen nicht unter die Bestimmungen der Abschnitte 3 ff. 

Sie sind mit einem Etikett zu versehen, durch das der Benutzer darauf aufmerksam gemacht 
wird, daß er dafür zu sorgen hat, daß seine Geräte den Vorschriften entsprechen. 

2. DEFINITIONEN 

Bei der Anwendung dieser Richtlinie gelten folgende Definitionen: 

2.1. Dauerstörung 

Störung, die durch Impulse, ein zufällig auftretendes Rauschen oder durch Überlagerung von 
beiden verursacht werden kann und die länger als 200 ms andauert. 

2.2. Diskontinuierliche Störung 

Keine Dauerstörung. Für die Berechnung der Störgrenze und das Messen diskontinuierlicher 
Störungen gelten folgende Definitionen: 

2.2.1. Knackstörungen 

Störung, die nicht mehr als 200 ms dauert und auf die die nächste Störung erst mindestens 
200 ms später folgt. Eine Knackstörung kann mehrere Impulse umfassen. Beispiele für diskonti- 
nuierliche Störungen, die als Knack Störungen gelten, sind den Bildern la, lb und lc zu ent- 
nehmen. 

2.2.2. Gezählte Knackstörung 

Knackstörung, deren Störpegel die Grenze für Dauerstörungen überschreitet. 

2.2.3. Schaltvorgang 

Ein Öffnen oder ein Schließen eines Schalters oder eines Kontaktes. 

2.2.4. Mindestbeobachtungszeit T 

Im allgemeinen die Zeit, die benötigt wird, um 40 gezählte Knackstörungen oder 40 Schaltvor- 

gänge zu beobachten (Näheres siehe 6. 1.1.5). 

2.2.5. Knackrate N 

Die Zahl der gezählten Knack Störungen pro Minute, ermittelt nach der Formel N = m/T; 
dabei ist m die Zahl der gezählten Knackstörungen während der Beobachtungszeit T in Minuten. 

Für bestimmte Geräte (siehe 3.2.6.4) wird die Knackrate nach der Formel N = fe/T ermittelt; 
dabei sind ng die Zahl der Schaltvorgänge während der Beobachtungszeit T und f ein Faktor 
gemäß Anlage 1 Tabelle D. 
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2.2.6. Grenzwert L q ( für gezählte Knackstörungen) 

Der um einen bestimmten Wert erhöhte Grenzwert für Dauerstörungen (siehe 3.2.3 und 3.2.6). 

2.2.7. Typischer Wert ( gezählter Knackstörungen) 

Wert, der nach der Methode des oberen Viertels für die Anlage oder das Gerät ermittelt wurde. 
Für das zu prüfende Gerat bzw. die zu prüfende Anlage wird also die Einhaltung der Grenz- 
werte angenommen, wenn weniger als ein Viertel der gezählten Knackstörungen über dem 
Grenzwert liegen. Beispiele für die Anwendung der Methode des oberen Viertels werden in 
Anlage 2 gegeben. 

2.3. Relative Einschaltdauer 

Das Verhältnis zwischen der Zeit, in der der Kontakt geschlossen ist, und der Summe der 
Zeiten, in denen der Kontakt geschlossen und geöffnet ist. 


3. GRENZWERTE FÜR DIE STÖRUNGEN 


3.1. Dauerstörungen 

3.1.1. Die Störspannungs-Grenzwerte für den Frequenzbereich 0,15 bis 30 MHz sind Tabelle I zu 
entnehmen. 


TABELLE I 


Frequenz- 

bereich 

Grenzwerte 

Elektro- 
haushalts- 
geräte und 
ähnliche 
Geräte 

handgeführte Elektrowerkzeuge 

Nicht eingebaute 
Halbleiter-Stellglieder 

Motornennleistung 

bis 700 W 
einschließlich 

über 700 W 
bis 1000 W 
einschließlich 

über 1000 W 
bis 2000 W 
einschließlich 

an den 

Netzklemmen 

an den 
Verbraucher- 
klemmen 

(MHz) 

dB(nV) mV 

dB(nV) mV 

dB(nV) mV 

dB(nV) mV 

dB(nV) mV 

dB(nV) mV 

0,15 bis 0,5 

66 2 

66 2 

70 3 

76 6 

66 2 

80 10 

0,5 bis 5 

60 1 

60 1 

64 1,5 

70 3 

60 1 

74 5 

5 bis 30 

66 2 

66 2 

70 3 

76 6 

66 2 

80 10 


Anmerkung: Die Grenzwerte gelten lückenlos für den ganzen Frequenzbereich; aus praktischen 
Gründen können jedoch die Messungen bei den folgenden bevorzugten Frequenzen 
durchgeführt werden: 0,16; 0,24; 0,55; 1; 1,4; 2; 3,5; 6; 10 und 22 MHz; alle 
Frequenzangaben mit einer Toleranz von ± 10 %. 


3.1.2. Grenzwerte für die Störleistung im Frequenzbereich 30 bis 300 MHz sind den Tabellen II 
und III zu entnehmen. 
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TABELLE II 


Frequenz- 

bereich 

Grenzwerte 

Elektro- 

haushaltsgeräte und 
ähnliche Geräte 

handgeführte Werkzeuge 

Motornennleistung 

bis 700 W 
einschließlich 

über 700 W 
bis 1000 W 
einschließlich 

über 1000 W 
bis 2000 W 
einschließlich 

(MHz) 

dB (pW) 

dB (pW) 

dB (pW) 

dB (pW) 

30 bis 300 

45 mit der 

45 mit der 

49 mit der 

55 mit der 


Frequenz 

Frequenz 

Frequenz 

Frequenz 


linear ansteigend 

linear ansteigend 

linear ansteigend 

linear ansteigend 


bis 55 

bis 55 

bis 59 

bis 65 


Anmerkung: Die Grenzwerte gelten lückenlos für den ganzen .Frequenzbereich; aus prakrischen 
Gründen können jedoch die Messungen bei sechs bevorzugten Frequenzen mit den 
in Tabelle III angegebenen Grenzwerten durchgeführt werden. Die Meßfrequenz 
kann mit einer Toleranz von ± 5 MHz gewählt werden. 


TABELLE III 


Grenzwerte bei bevorzugten Frequenzen 


Frequenzen 
in MHz 

Grenzwerte dB (pW) 

' 

Elektro- 
haushaltsgeräte 
und ähnliche Geräte 

handgeführte Werkzeuge mit Motornennleistungen 

bis 700 W 
einschließlich 

über 700 W 
bis 1000 W 
einschließlich 

über 1000 W 
bis 2000 W 
einschließlich 

45 

46 

46 

50 

56 

65 

46 

46 

50 

56 

90 

47 i 

47 

51 

57 

150 

49 

49 

53 

59 

180 

51 

51 

55 

61 

220 

52 

52 

56 

62 


3.2. Diskontinuierliche Störungen 

Für Elektro-Haushaltsgeräte, handgeführte Elektrowerkzeuge, Elektrozaungeräte und ähnliche 
Geräte, die diskontinuierliche Störungen gemäß 2.2 erzeugen, sind die Grenzwerte gemäß 3.2.1 
bis 3.2.6 zu ermitteln. Die Grenzwerte für bestimmte Geräte bei den angegebenen Betriebs- 
bedingungen sind in Anlage 1 zusammengefaßt. Die Grenzwerte für in Anlage 1 nicht aufge- 
führte Geräte sind nach den Grundsätzen von 3.2.1 bis 3.2.6 zu bestimmen; die Beispiele in 
Anlage 1 können als Anhalt dienen. 

3.2.1. Verursachen Schaltvorgänge entweder mehr als 2 Knackstörungen in einem Zeitraum von 
2 Sekunden oder andere Störungen als Knackstörungen, so gelten für die durch diese Schalt- 
vorgänge hervorgerufenen Störungen mit Ausnahme von solchen bei Geräten gemäß 3.2.6.3 die 
Grenzwerte für Dauerstörungen gemäß 3.1. 
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3.2.2. 

3.2.3. 


3.2.4. 

3.2.5. 

3.2.6. 

3. 2.6.1. 

3.2.6.2. 

3.2.6.3. 

3.2.6.4. 

3.2.6J. 


Beispiele für diskontinuierliche Störungen, für die die Grenzwerte für Dauerstörungen gelten, 
sind den Bildern 2a, 2b und 2c zu entnehmen. 

Soweit die gezählten Knackstörungen nicht häufiger als zweimal in jeweils zwei Sekunden auf- 
treten, gilt für alle Geräte und Anlagen mit Ausnahme der in 3.2.6 genannten der Grenz- 
wert Lq, der in 2.2.6 definiert und in 3.2.3 bestimmt ist. Beispiele für die entsprechenden 
Formeln sind in der Anlage 1 in den Tabellen A 1, B und C aufgeführt. 

Der Grenzwert L q für gezählte Knackstörungen berechnet sich in Abhängigkeit vom Grenz- 
wert L für Dauerstörungen wie folgt: 

Lq - (L 4- 44) (*) für N < 0,2 

L q = ^ L + 20 log 10 -|2.y ) für 0,2 < N < 30 

L q = L (*) für N > 30 

O dB {fiV) für den Frequenzbereich zwischen 0,15 und 30 MHz, dB (pW) für den Frequenzbe- 

reich zwischen 30 und 300 MHz. 

Der Wert von N ist bei 160 kHz, 550 kHz und 45 MHz für die Frequenzbereiche 150 bis 
500 kHz, 0,5 bis 30 MHz bzw. 30 bis 300 MHz zu ermitteln. 

Die Messung von Funkstörungen durch Schaltvorgänge soll auf die folgenden Frequenzen 
beschränkt werden: 160 kHz, 550 kHz, 1,4 MHz, 10 MHz, 45 MHz, 90 MHz und 220 MHz. 
Für die vier erstgenannten Frequenzen gilt eine Toleranz von ± 10 % und für die drei letzt- 
genannten eine Toleranz von ± 5 MHz. Eine weitere Beschränkung auf die drei nachstehenden 
Frequenzen ist für Langzeitprüfungen zulässig: 160 kHz, 550 kHz und 45 MHz. 

Für die Bestimmung der Knackrate N gelten die unter Abschnitt 6 angegebenen Betriebsbedin- 
gungen. Die Geräte sind deshalb für das Messen der diskontinuierlichen Störungen unter diesen 
Bedingungen zu betreiben. 

Für bestimmte in den folgenden Abschnitten aufgeführte Geräte gelten die Grenzwerte und die 
Bedingungen von 3.2.1 bis 3.2.5 mit den genannten Ausnahmen. 

Handbetätigte Schalter, die in ein Gerät eingebaut sind, um den Anschluß an oder die Trennung 
vom Netz oder eine Programmwahl zu ermöglichen (z. B. der Netzschalter für eine Lampe oder 
eine elektrische Schreibmaschine, nicht aber die Funktionsschalter von Nähmaschinen und 
Rechenmaschinen), fallen nicht unter die Bestimmungen dieser Richtlinie. 

Bei Geräten der Anlage 1 Tabelle B und ähnlichen Geräten beträgt der Grenzwert im Frequenz- 
bereich 0,15 bis 0,2 MHz: 

Lq = 70 + 20 log.o 2p dB (!XV). 

Außerdem wird für bestimmte Geräte der Anlage 1 Tabelle B, die mit ** gekennzeichnet sind 
und Momentschalter haben (d. h. daß die Dauer jeder Knackstörung weniger als 10 ms beträgt) 
und deren Knackrate nicht höher als 5 ist, unterstellt, daß sie, unabhängig von der Knackampli- 
tude, dem Grenzwert entsprechen. 

Bei Geräten mit einer Knackrate unter 5 werden zwei Störungen, die durch aufeinanderfolgen- 
des Arbeiten von zwei oder mehr Kontakten hervorgerufen werden — wobei jede Störung 
höchstens 200 ms andauert und ihr in einem Zeitraum von 2 Sekunden vor oder nach dieser 
Störung eine andere Störung nicht vorausgeht bzw. auf sie folgt — auch dann als zwei Knack- 
störungen bewertet, wenn der Abstand zwischen den Störungen weniger als 200 ms beträgt. 

Bei dieser Art von Geräten, z. B. Kühlschränke, ist das Beispiel in Bild 2c als zwei Knack- 
störungen und nicht als Dauerstörung zu bewerten. 

Bei Geräten der Anlage 1, Tabelle D, entspricht die Knackrate N der Formel N = f ng/T; darin 
sind ng die Anzahl der Schaltvorgänge während der Beobachtungszeit T in Minuten und f ein 
Faktor gemäß Anlage 1, Tabelle D. 

Für Elektrozaungeräte sind nur die Grenzwerte bis 30 MHz anzuwenden. 
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4. ANWENDUNG DER GRENZWERTE BEI DEN PRÜFUNGEN DER ÜBEREINSTIMMUNG 

VON SERIENGEFERTIGTEN GERÄTEN 

4.1. Die Prüfungen müssen wie folgt durchgeführt werden: 

4.1.1. an einer Stichprobe von Geräten des jeweiligen Typs mit einer statistischen Bewertung ge- 
mäß 4.3; 

4.1.2. der Einfachheit halber nur an einem Gerät. Der gemessene Wert muß dann mindestens 2 dB unter 
dem Grenzwert liegen. 


4.2. Spätere Prüfungen, die von Zeit zu Zeit an stichprobenartig aus der Erzeugung ausgewählten 

Geräten durchgeführt werden, sind besonders im Falle der Nummer 4.1.2 notwendig. Bei Mei- 
nungsverschiedenheiten, die möglicherweise zur Zurücknahme der Typengenehmigung führen, 
ist die Zurücknahme erst nach der Durchführung von Prüfungen gemäß 4.1.1 in Erwägung zu 
ziehen. 


4.3. Eine Übereinstimmung wird durch folgende Prüfung festgestellt: die Prüfung ist an einer Stich- 

probe von mindestens 5 und höchstens 12 Geräten des betreffenden Typs durchzuführen. Sind 
wegen außergewöhnlichen Bedingungen 5 Geräte nicht verfügbar, ist eine Stichprobe von 4 oder 
3 Geräten zu nehmen. Die Übereinstimmung ist erreicht, wenn folgendes Verhältnis besteht: 

x-f k S n < L. 

Darin sind: 

x = arithmetischer Mittelwert der Störpegel von n Geräten der Probe, 

S n 2 ~ Streuungsmaß erhalten durch 

s " 2 = ir=i 

x = Störpegel der einzelnen Geräte, 

k = der aus den Tabellen der nichtzentralen t-Verteilung entnommene Faktor für eine Sicher- 
heit von 80 %, daß mindestens 80 % der Produktion die Grenzwerte einhalten. Der Wert 
von k hängt vom Umfang der Stichproben ab und ist in der folgenden Tabelle angegeben. 

L = zulässiger Grenzwert 


Die Werte x, x, S n und L werden logarithmisch ausgedrückt [dB (p.V) oder dB (pW)]. 


n 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

k 

2,04 

1,69 

1,52 

1,42 

1,35 

1,30 

1,27 

1.24 

1,21 

1,20 


5. MESSGERÄTE UND MESSVERFAHREN 

5.1. Frequenzbereich 0,15 bis 30 MHz 

— Das Meßgerät muß der Publikation Nr. 1 (1972) des CISPR „Vorschriften für das CISPR- 
Gerät zum Messen von Funkstörungen für den Frequenzbereich 0,15 MHz bis 30 MHz“ 
(2. Ausgabe) entsprechen. 

— Die von dem Gerät erzeugten Störspannungen werden an den Klemmen einer 150 Q-V-Netz- 
nachbildung gemäß derselben Publikation gemessen. 

5.1.1. Besondere Messungen bei Halbleiter-Stellgliedern 

Für Halbleiter-Stellglieder, die in das Gerät eingebaut sind, ist die Messung gemäß Nr. 5.1 
durchzuführen. 

Für Halbleiter-Stellglieder, die nicht in ein Gerät eingebaut sind, ist eine Meßanordnung gemäß 
Bild 3 oder bei einphasigem Betrieb nach Bild 3a anzuwenden. Der Verbraucher muß den 
angegebenen Nennwert haben und soll, wenn vom Hersteller nicht anders angegeben, aus 
Glühlampen bestehen. Die Messung der Störspannungen an den Klemmen des Netzes ist gemäß 
5.1 durchzuführen. Die Messung der Störspannungen an den Verbraucherklemmen ist mittels 
eines Tastkopfes durchzuführen, der aus einem Kondensator und einem Widerstand von min- 
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destens 1 500 Ohm besteht, die mit dem Eingang des Meßgeräts in Reihe geschaltet sind. Die 
Spannungsteilung zwischen dem Tastkopf und dem Meßgerät ist entsprechend zu berück- 
sichtigen. 

Bei der Messung ist das Halbleiter-Stellglied so einzustellen, daß bei jeder Meßfrequenz die 
maximale Anzeige erreicht wird. 

5.1.2. Elektrozaungeräte 

Die Meßanordnung ist in Bild 4 dargestellt; hierbei ist der Zaun durch eine Reihenschaltung 
eines Widerstands von 300 Ohm mit einem Kondensator von 10 nF ersetzt (Nennspannung 
10 kV Gleichstrom). 

Die Erdklemme des Stromkreises des Elektrozaungeräts ist mit der Meßerde der V-Netznach- 
bildung zu verbinden. Sind die Anschlußklemmen nicht eindeutig gekennzeichnet, so werden 
sie jeweils nacheinander geerdet. 

Elektrozaungeräte, die sowohl mit Gleichstrom als auch mit Wechselstrom betrieben werden 
können, sind mit beiden Stromarten zu prüfen. 

Wird durch das Elektrozaungerät keine bestimmte Polung sichergestellt, so sind die beiden 
Polaritäten zu prüfen. 

Die Störspannung wird an den Klemmen a, b und c der in Bild 4 dargestellten Meßanordnung 
gemessen, wobei sich das Gerät in Normalstellung bis zu einer größten Neigung von 15° zur 
Senkrechten befindet und die ohne Werkzeug zugänglichen Regeleinrichtungen so einzustellen 
sind, daß der größte Störpegel erreicht wird, 

5.2. Frequenzbereich 30 bis 300 MHz 

Das Meßgerät entspricht den Angaben der Publikation Nr. 2 des CISPR: „CISPR- Vorschrift 
über die Meßapparatur für Frequenzen zwischen 25 und 300 MHz w (1961) mit Änderung Nr. 1 
(1969). 

5.3. Bei diskontinuierlichen Störungen soll das Meßgerät den Vorschriften in der CISPR-Empfehlung 
Nr. 41 (1970) „Automatische Bestimmung der durch Schaltvorgänge hervorgerufenen Störungen“ 
entsprechen. 

Andere Verfahren sind zulässig, wenn sie bei gleicher Genauigkeit zu denselben Ergebnissen 
führen. 

5.4. Bei den in 3.2.6.2 genannten Geräten mit Momentschalter muß die Dauer der durch die Tempe- 
raturregler verursachten Störungen bestimmt werden. Sie kann wie folgt gemessen werden: Das 
zu prüfende Gerät wird an' eine CISPR- V-Netznachbildung angeschlossen. Ein CISPR-Störmeß- 
gerät wird mit dem Meßausgang der V-Netznachbildung und über seinen ZF- Ausgang mit einem 
Oszillographen verbunden. Wenn kein Störmeßgerät vorhanden ist, kann der Oszillograph auch 
direkt an die V-Netznachbildung angeschlossen werden. Die Zeitablenkung des Oszillographen 
soll auf 1-10 ms/ cm eingestellt und kann durch die zu messende Störung ausgelöst werden. Der 
zeitliche Ablauf kann entweder mit einem Speicheroszillographen aufgezeichnet oder photo- 
graphiert werden. Auf diese Weise kann die Dauer der Störung gemessen werden. 


6. BETRIEBSBEDINGUNGEN FÜR DIE GERÄTE BEIM MESSEN 

6.1. Betriebsbedingungen, Betriebsdauer und Ergebnisauswertung 

6.1.1. Bei Inbetriebnahme des Gerätes sind folgende Bedingungen einzuhalten: 

6. 1.1.1. Die Belastung des Gerätes ist unter 6.2 und 6.3 festgelegt; bei Geräten, die dort nicht aufge- 
führt sind, entspricht sie den normalen Betriebsbedingungen nach den Angaben des Herstellers. 

6. 1.1. 2. Die Betriebsdauer muß bei Geräten, bei denen die Betriebsart angegeben ist, dieser Angabe 
entsprechen; in allen anderen Fällen ist die Betriebsdauer nicht begrenzt. Es wird empfohlen, 
das Gerät während der bei den verschiedenen Frequenzen vorgenommenen Messungen in 
Betrieb zu halten. 
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6.1. 1.3. 


6.1. 1.4. 


6. 1.1.5. 


6 . 1 . 1 . 6 . 

6.1.17. 

6 . 1 . 2 . 

6 . 1 . 2 . 1 . 

6 . 1 . 2 . 2 . 
6 . 1 . 2 . 2.1 


6.1.2.2.2. 

6.1.2.2.3, 

6 . 2 . 
6 . 2 . 1 . 
6 . 2 . 1 . 1 . 

6.2.1.2. 

6.2. 1.3. 


Die Einhaltung einer bestimmten Betriebsdauer vor Beginn der Messungen (Einlaufzeit) ist nicht 
vorgeschrieben, jedoch muß das Gerät genügend lange eingelaufen gewesen sein, damit dessen 
Verhalten dem während der normalen Gebrauchsdauer entspricht. Das Einlaufen ist durch den 
Hersteller vorzunehmen. 

Das Gerät ist an die Nennspannung anzuschließen. Ist jedoch der Störpegel stark spannungs- 
abhängig, so wird eine Messung bei den Frequenzen durchgeführt, die sich den Grenzwerten 
am meisten nähern, und zwar bei Betriebsspannungen vom 0,9fachen bis zum l,lfachen der 
Nennspannung des Gerätes. Bei Geräten mit mehr als einer Nennspannung sind die Messungen 
bei derjenigen Nennspannung durchzuführen, bei der die stärksten Störungen auftreten. 

Bei Geräten mit automatischer Abschaltung ist die Mindestbeobachtungszeit nach 2.2.4 die Dauer 
des vollständigen Programms, wenn dabei 40 oder mehr gezählte Knackstörungen auftreten. 
Treten im Programm nicht 40 gezählte Knack Störungen auf, so wird das Programm so oft wie 
nötig vollständig wiederholt, bis mindestens 40 Knackstörungen auftreten. Diese Zeit wird bei 
Geräten ohne automatische Abschaltung auf 2 Stunden begrenzt, wenn innerhalb von 2 Stunden 
keine 40 Knackstörungen registriert werden konnten. Die Zeit zwischen dem Ende eines Pro- 
gramms und dem Beginn des nächsten Programms ist von der Beobachtungszeit abzuziehen. 

Bei der Ermittlung von N (aber nicht bei der Ermittlung des typischen Wertes gezählter Knack - 
störungen) kann die Zeit T bei nicht-programmgesteuerten Geräten auf nicht weniger als zwei 
Stunden verkürzt werden. 

Bei Geräten mit automatischer Abschaltung und mehreren Programmen ist zur Ermittlung der 
Knackrate N das Programm auszuwählen, das die höchste Knackrate erzeugt. 

Zur Auswertung der Messungen wird wie folgt verfahren: 

Die Anzeige des Meßgeräts wird bei jeder Meßfrequenz während mindestens 15 s beobachtet; 
der höchste Meßwert ist maßgebend. 

Im Frequenzbereich von 30 bis 300 MHz erfolgen die Messungen wie nachstehend angegeben: 
Die Messung wird über das gesamte Frequenzspektrum durchgeführt. 

Anmerkung: Es wird angenommen, daß das gesamte Frequenzspektrum durch Messungen bei 
folgenden bevorzugten Frequenzen erfaßt wird: 45, 65, 90, 150, 180, 220 MHz. 
Die Toleranz für alle diese Frequenzen beträgt ± 5 MHz. 

Die Messung wird mindestens in der Nähe einer der folgenden Frequenzen wiederholt: 45, 90, 
220 MHz. 

Sind die Unterschiede zwischen den Messungen nach 6. 1.2.2. 1 und 6.1. 2.2.2 für die betreffenden 
Frequenzen kleiner oder gleich 2 dB, so wird die nach 6.1.2.2.1 erhaltene Kurve als gültig ange- 
sehen. Sind die Unterschiede größer als 2 dB, so wird die Messung über das. ganze Frequenz- 
band wiederholt und der höchste bei jeder Frequenz gemessene Wert ist maßgebend. 

Normierte Betriebsarten von Geräten mit elektromotorischem Antrieb 

Elektrohausbaltsgeräte mit Motor und ähnliche Geräte 

Staubsauger: Im Dauerbetrieb mit größter Luftmenge betreiben, mit Staubsack, jedoch 
ohne weiteres Zubehör. 

Bohnermaschinen: Im Dauerbetrieb ohne mechanische Belastung der Bürsten betreiben. 
Nähmaschinen: 

a) Dauerstörung des Motors: Motor im Dauerbetrieb mit leerlaufendem Nähgetriebe in nor- 
maler Betriebsstellung belasten. Anlasser auf die höchste Drehzahl des Motors einstellen. 

b) Störungen beim Anlassen und Anhalten: Motor in 5 s auf die höchste Drehzahl bringen. 
Zum Anhalten den Anlasser schnell in die Aus-Stellung versetzen. Für die Bestimmung der 
Knackrate N soll die Zeit zwischen zwei Anlaßvorgängen 15 s betragen. 
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6 . 2 . 1 . 4 . 

6.2. 1.5. 

6 . 2 . 1 . 6 . 

6 . 2 . 1 . 7 . 

6 . 2 . 1 . 8 . 

6.2. 1.9. 

6 . 2 . 1 . 10 . 

6 . 2 . 1 . 11 . 

6 . 2 . 1 . 12 . 

6.2.1.13. 

6.2.1.14. 

6.2.1.15. 

6.2.1.16. 
6.2.1.16.1 
6.2.1.16.2 


6.2.1.16.3. 

6.2.1.17. 

6.2.1.17.1. 

6.2.1.17.2. 

6.2.1.18. 
6.2.1.19. 
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Saftzentrifugen: wie 6.2.1 .7. 

Elektrische Uhren: Dauerbetrieb. 

Ventilatoren: Dauerbetrieb bei größter Luftmenge; Ventilatoren mit Heizeinrichtung 
sind nacheinander mit und ohne Heizung zu prüfen. 

Hahrungsmittelmischer (Küchengeräte): Dauerbetrieb ohne Belastung, Drehzahlstel- 
ler einmal in der Stellung für etwa mittlere Drehzahl, einmal für Höchstdrehzahl. 

Flüssigkeitsmischer (Mixgeräte): wie 6.2.1. 7. 

Kühlgeräte: Dauerbetrieb bei geschlossener Tür. Temperaturregler auf den Mittelwert 
des Regelbereichs einstellen. Der Kühlraum muß leer sein und das Gerät darf nicht beheizt 
werden. Die Messung erfolgt nach Erreichen des Beharrungszustands. 

Die Knackrate N wird in der Weise berechnet, daß die Hälfte der beobachteten Schaltvorgänge 
je Stunde angenommen wird. 

Waschmaschinen: Mit Wasser, jedoch ohne Wäsche betreiben. Bei Maschinen mit 
Temperaturregler ist dieser auf die Maximaltemperatur einzustellen, jedoch auf höchstens 
90 °C. Als Programm ist dasjenige einzustellen, das die höchste Knackrate N erzeugt. 

Wäscheschleudern: Im Dauerbetrieb ohne Belastung betreiben. 

Geschirrspülmaschinen: wie 6.2.1.10. 

Haartrockner: wie 6.2.I.6. 

Rasierapparate und Haarschneidemaschinen: Im Dauerbetrieb ohne Be- 
lastung, Prüfdauer höchstens 10 Minuten. 

Massagegeräte: Im Dauerbetrieb ohne Belastung betreiben. 

B ü r o m a s c h i n e n , Münzautomaten und automatische Spielgeräte 

Schreibmaschinen: Dauerbetrieb 

Addiermaschinen, Rechenmaschinen, Registrierkassen: 

a) Dauerstörungen des Motors: Falls möglich soll der Motor in solchen Abständen betrieben 
werden, daß die Anzeige am Funkstör-Meßgerät konstant bleibt und von Schaltstörungen 
unbeeinflußt abgelesen werden kann. 

b) Schaltstörungen: Aussetzbetrieb mit mindestens 30 Anläufen je Minute. Falls 30 Anläufe je 
Minute nicht erreicht werden können, soll der Aussetzbetrieb aus so vielen Anläufen be- 
stehen, wie praktisch möglich sind. 

Münzautomaten und automatische Spielgeräte: wie 6. 1.1. 7. 

Projektoren 

Filmprojektoren: Im Dauerbetrieb mit Film und eingeschalteter Lampe betreiben. 


Diapositiv-Projektoren: Im Dauerbetrieb, ohne Diapositive, aber mit angeschalteter Lampe be- 
treiben. Für die Bestimmung der Knackrate N sind vier Bildwechselschaltungen je Minute ohne 
Diapositiv vorzunehmen. 


Kaffeemühlen: Ohne Mahlgut betreiben. 


Rasenmäher: Im Dauerbereich ohne Belastung betreiben. 
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6 . 2 . 1 . 20 . 

6 . 2 . 2 . 

6.2.2.1. 

6 . 2 . 2 . 2 . 
6.2.23. 

6.2.2.4. 

6.2.2.5. 

6 . 2 . 2 . 6 . 

6.2.2.7. 

6 . 2 . 2 . 8 . 

6.2.2.9. 

6 . 2 . 2 . 10 . 
6 . 2 . 2 . 11 . 

6 . 2 . 2 . 12 . 

6.2.2.13. 

6.2.3. 

6.23.1. 

6.23.2. 
6.2.33. 

6.2.4. 

6.2.4. 1. 

6.2.4.2. 
6.2.43. 


Melkmaschinen: Im Dauerbetrieb ohne Vakuum betreiben. 

Handgeführte Werkzeuge mit Elektromotor 

Handgeführte Werkzeuge mit eingebauten vibrierenden oder schwingenden Vorrichtungen sind 
— falls nichts anderes angegeben ist — möglichst zu messen, nachdem diese Vorrichtungen ent- 
fernt oder abgetrennt worden sind. 

Bohrmaschinen: Im Dauerbetrieb ohne Belastung betreiben. 

Schrauber und Schlagschrauber: wie 6.2.2.I. 

H a n d s c h 1 e i f e r mit rotierendem Werkzeug, Polier- und Teller- 
schleifer: wie 6.2.2.I. 

Schleifmaschinen ohne rotierendes Werkzeug: 

(Schwingschleifer, Bandschleifer) wie 6.2.2.I. 

Sägen und Schneidwerkzeuge (Trennscheiben): wie 6.2.2.I. 

Hämmer: wie 6.2.2.I. 

Spritzpistolen: Im Dauerbetrieb mit leerem Behälter und ohne Zubehör betreiben. 
Scheren: wie 6.2.2.I. 

Gewindeschneider: wie 6.2.2.I. 

Stichsägen für Holz und ähnliche Werkstoffe: wie 6.2.2.I. 

Innenrüttler: Mit der Rüttelflasche im Dauerbetrieb in der Mitte eines runden mit Wasser 
gefüllten Behälters aus Stahl, Wasservolumen gleich dem Fünfzigfachen des Volumens der 
Rüttelflasche. 

Schlagbohrmaschinen: wie 6.2.2.I. 

Hobel : wie 6.2.2. 1. 

Tonaufnahme- und - Wiedergabegeräte 
Plattenspieler: Dauerbetrieb ohne Schallplatte. 

Tonband- und Diktiergeräte: Dauerbetrieb mit Tonträger. 
Tonfilmprojektoren: Dauerbetrieb mit Film und eingeschalteter Lampe. 
Elektromedizinische Geräte mit elektromotorischem Antrieb 

Nummer 6.2.4 wird zur Berücksichtigung der technischen Entwicklung zur Zeit überprüft. 
Zahnärztliche Bohrmaschinen: 

a) Dauerstörungen des Motors: Motor im Dauerbetrieb mit leerlaufendem Bohrwerk. Der 
Geschwindigkeitsregler ist auf höchste Drehzahl einzustellen. 

b) Schaltstörungen: wie 6.2.13. 

Sägen und Resektionsmesser: Dauerbetrieb ohne Belastung. 

Elektrokardiographen und ähnliche Registriergeräte: Dauerbetrieb 
mit Registrierband. 
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Pumpen: Dauerbetrieb mit Flüssigkeit. 

Zusätzliche Bedingungen für Elektrohaushaltsgeräte und ähnliche Geräte ohne Motor 

Die Geräte sind vor der Messung auf den thermischen Beharrungszustand zu bringen. 

Kann die vorgeschriebene relative Einschaltdauer (ED) (siehe 2.3) nicht erreicht werden, so wird 
der höchstmögliche Wert angewendet. 


Küchenherde, Kochgeräte mit einer oder mehreren Kochplatten mit Temperatur - oder Leistungs- 
regelung 

Betrieb mit Nutzwärmeabgabe; ein wassergefüllter Aluminiumtopf wird auf die Kochplatte 
aufgesetzt und bis zum Kochen erhitzt. Die Knackrate N wird definiert als die Hälfte der An- 
zahl der Schaltvorgänge der Regeleinrichtung je Minute, bei 50 % ED. 


Brat - und Backöfen 

Betrieb ohne Nutzwärmeabgabe bei geschlossener Tür. Die Knackrate N wird bei 50 % ED 
der Regeleinrichtung ermittelt. 


Warmhalteplatten, Wärmetische, Kochschränke, Wärmeschränke 

Betrieb ohne Nutzwärmeabgabe. Die Knackrate N wird bei 50 % ED der Regeleinrichtung 
ermittelt. 


Dampferzeuger für indirekte Beheizung von Großküchengeräten , offene Wasserbäder 

Betrieb mit Nutzwärmeabgabe und mit normaler Wassermenge. Die Knackrate N wird bei 
50 % ED der Regeleinrichtung ermittelt. 


Brat - und Schmortöpfe, Tischbratpfannen, Fett-, Back - und Bratgeräte (Friteusen) 

Betrieb mit Nutzwärmeabgabe. Die Schichtdicke der Ölfüllung über dem heißesten Teil der 
Heizfläche muß betragen: 

30 mm bei Brat- und Schmortöpfen, 

10 mm bei Tischbratpfannen, 

10 mm bei Fett-, Back- und Bratgeräten (Friteusen) 

(wenn nicht ein Mindest-Öl stand angegeben ist). 

Die Knackrate N wird bei 50 % ED der Regeleinrichtung ermittelt. 

Elektrische Waffeleisen, Tischgrillgeräte 

Betrieb ohne Nutzwärmeabgabe und in geschlossenem Zustand. Die Knackrate N wird bei 
50 % ED der Regeleinrichtung ermittelt. 

Futterdämpfer, Wasserkocher, Kochkessel, Kochtöpfe, Heiß getränkebereiter, Kaffeemaschinen, 
Milchwärmer, Flaschenwärmer, Leimkocher, Sterilisatoren, Einkochapparate, Wäschekocher 

Betrieb mit Nutzwärmeabgabe, halber Nutzwasserfüllung und ohne Deckel. Wenn die Tempe- 
ratur geregelt werden kann, wird die Knackrate N bei einem mittleren Wert ermittelt. 

Absorptionskühlschränke: wie 6.2. 1.9. 


Bügelgeräte (Tischbügler, Geräte mit umlaufender Walze und Pressen) 

Die Knackrate N der Temperaturregeleinrichtungen wird ohne Nutz Wärmeabgabe ermittelt; 
die Heizfläche muß sich in geöffneter Stellung befinden und der Temperaturregler auf eine 
hohe Temperatur eingestellt sein. Die Knackrate N der Störungen durch den Schalter eines 
eventuell vorhandenen Hilfsmotors ist mit Nutzwärmeabgabe beim Bügeln von zwei feuchten 
Handtüchern (ca. 1 m X 0,5 m) je Minute zu ermitteln. Zur Ermittlung des zulässigen Stör- 
pegels sind die beiden Knackraten N zu addieren. 
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6.LI0. 

6.3.1 1. 

6.3.12. 

6.3.13. 

6.3.14. 

6.3.15. 

6.3.16. 


hü geleiten 

Betrieb mit Nutzwärmeabgabe, wobei Luftkühlung, Ölkühlung oder Wasserkühlung angewendet 
wird. Als Knackrate N gilt das 0,66fache der Anzahl der Schaltvorgänge (öffnen und Schließen) 
des Temperaturreglers je Minute bei 50 % FD und Einstellung auf eine hohe Temperatur. 


Kaumheizgeräte (Heizlüfter, Kon Vektoren, Heizgeräte mit Flüssigkeitsfüllung) 

Betrieb mir Nutzwärmeabgabe. Die Knackrate N wird.bei 50% ED der Regeleinrichtung er- 
mittelt. 

Haartrockner: wie 6.3.1 1. 


Brotröster 

Betrieb mit Nutzwärmeabgabe mit etwa 24 Stunden alten Brotschnitten (Abmessung ca. 
10 cm X 9 cm x l cm); jedes Betriebsspiel umfaßt eine Betriebsperiode und eine Ruhepause. 
Die Ruhepause muß 30 Sekunden dauern. Die Knackrate N wird für eine Einstellung ermittelt, 
mit der man goldbraun geröstetes Brot erhält. 


Durchlauf Wassererhitzer, Heißwasserspeicher, speicherlose Heißwasserbereiter 

Betrieb mit Nutzwärmeabgabe. Die Temperatur des Zulaufwassers darf 35 °C nicht übersteigen. 
Die Knack rate N wird bei 50 % ED der Regeleinrichtung ermittelt. 


Schmiegsame Elektrowärmegeräte (Heizkissen, Heizdecken, Bettwärmer, Heizmatratzen) 

Zwischen zwei schmiegsamen Abdeckungen (z. B. Matten aus wärmedämmenden Stoffen), die 
über die eigentliche Heizfläche mindestens 10 cm hinausragen. Dicke und Wärmeleitfähigkeit 
der Abdeckungen sind so zu wählen, daß die Knackrate N bei 50 % ED der Regeleinrichtung 
ermittelt werden kann. 


Thermostate für die Steuerung elektrischer Kaumheizgeräte, Wassererhitzer, öl- und Gasbrenner 
und ähnliche: (wie 6.3.1 1) 

Können die Thermostate in der Praxis zusammen mit einem Relais oder Schütz benutzt wer- 
den, so werden bei allen Meningen als Verbraucher solche Vorrichtungen verwendet, die die 
höchste in der Praxis übliche Spuleninduktivität haben. Um befriedigende Maßergebnisse zu 
erzielen, ist es wichtig, daß die Kontakte für eine ausreichende Zeit mit einem passenden Ver- 
braucher betrieben wurden, um sicherzustellen, daß der Störpegel dem entspricht, der bei nor- 
malem Betrieb auftritr. 

hild I: Beispiele für diskontinuierliche Störungen, die als Knackstörungen gelten (vgl. 2.2.1) 


Y 

K < 200 ms ^ 


Abb. la 


taue Knackstörung 

Nicht länger als 200 ms anhaltende Störung, bestehend aus einer ununterbrochenen Reihe von 
Impulsen. 
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Eine Knackstörung 

Einzelimpulse, die weniger als 200 ms anhalten, dichter als im Abstand von 200 ms aufeinander- 
folgen und nicht länger als 200 ms andauern. 


AkJ\ A 

Aa aA AAi. 

! J 

h iAa* AA f AAa 

i 

i 

i 



,v v yv v v 

^ ^ 

t 

i 

< 200 ms ' " >200 ms " < 200 ms 1 


Abb. lc 


Zwei Knackstörungen 

Zwei Störungen, die nicht langer als 200 ms andauern und mit einem Mindestabstand von 
200 ms aufeinanderfolgen. 

Bild 2: Beispiele für diskontinuierliche Störungen, für die die Grenzwerte für Dauerstörungen 
gelten (vgl. 3.2.1) 



Mehr als 2 Störungen in einem Zeitraum von 2 Sekunden, die jeweils weniger als 200 ms 
andauern und im Abstand von 200 ms oder mehr aufeinanderfolgen. 


200 ms | ! 

*1 | 

— V V l'W * 1 

1 } 

> 200 ms 



Abb. 2b 


Emzelmipiilse. die weniger als 2U() ms anhalten, dichter als im Abstand von 200 ms aufeinander- 
folgen mul über 200 ms andauern. 


> 200 ms ^ , 

p 

i i 


,«f-y yw V y | 

^ 200 ms^ I 

< 200 ms 1 < 200 ms ' 


Abb. 2c 


Zwei Störungen, die dichter als im Abstand von 200 ms aufeinanderfolgen und über 200 ms 
andauern. 
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Bild 3: Meßanordnung für Halbleiter-Stellglieder (vgl. 5.1.1) 


Anschluß- 

spannung 


150 O V-Netznachbildung 



CISPR-Meßgerät Al — Messung — Netzseite 


A 2 — Messung — Verbraucherseite 


Bll Aufeinanderfolgende Verbindungen bei der Messung — 
B 2 Verbraucherseite 


Anmerkungen : 1. Die Meßerde des Meßempfängers ist dauerhaft mit der V-Netznachbildung 
zu verbinden. 

2. Die Länge des Koaxialkabels des Tastkopfes soll 2 Meter nicht übersch reiten. 

3. Wenn sich der Umschalter A in Stellung 2 befindet, soll der Anschluß an der 
Netznachbildung für das Störmeßgerät durch einen dem Eingangswiderstand 
des Störmeßgeräts entsprechenden Widerstand abgeschlossen werden. 

4. Die Verbindungsleitungen zwischen Verbraucher und Ausgangsklemme sind 
0,5 — 1 m lang. 

5. Soll ein zweipoliges Halbleiter- Stellglied lediglich in einer Phase betrieben 
werden, so ist bei der Messung stets die zweite Phase in nachstehender 
Weise hinzuzuschalten. 


Bild 3a: Meß- Anordnung für einphasigen Betrieb (vgl. 5.1.1) 
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Bild 4: Anordnung zum Messen der Störspannung von Elektrozaungeräten (vgl. 5.1.2) 

5 



2 


1. Elektrozaungerät. 

2. V-Netznachbildung entsprechend Bild 9 Anhang D der Publikation Nr. 1 des CISPR (diese 
Netznachbildung besitzt eine Impedanz von 150 Ohm zwischen jeder Klemme a, b und c 
und der Meßerde). 

3. Netzanschlußleitung des Elektrozaungeräts. 

4. Meßempfänger entsprechend der Publikation Nr. 1 des CISPR. 

5. Nachbildung des Zauns (der Widerstand von 300 Ohm wird gebildet durch einen Wider- 
stand von 150 Ohm in Reihe mit dem Widerstand der Netznachbildung in V-Schaltung). 
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Anlage I 


Grenzwerte für Funkstörungen durch Schaltvorgänge in bestimmten Geräten bei Anwendung 

der Formel 20 log™ 30/N 


TABELLE A 1 


Art der Geräte 

Besondere 

Bedingungen 

Frequenzbereich 

(MHz) 

Grenzwerte 

Dampferzeuger 

Brat- und Schmortöpfe 




Tischbratpfannen 



30 

66 + 20 log 10 n dB (^V) 

30 

Elektrische Waffeleisen 

Flaschenwärmer 


0,15 — 0,5 

Leim koche r 

keine 

0,5 — 5,0 

60 + 20 log io dB (fiV) 

30 

Bügelgeräte mit umlaufender Walze 

Heizlüfter 

Heizgeräte mit Flüssigkeitsfüllung 

Haartrockner 

Heilswasserbereiter 
mit und ohne Speicher 

Heizmatratzen 

Flektrozaungeräte 

Waschmaschinen 

Geschirrspülmaschinen 


5,0 — 30 

30 —300 

66 + 20 log 10 ^ dB (juV) 

30 

(45-55)4 20 log 10 jjdB(pW) 
(linear ansteigend) 

Es gelten die Nummern 

3.2.1 bis 3.2.5 


TABELLE A 2 


Art der Geräte ] 

Besondere 

Bedingungen 

Frequenzbereich 

(MHz) 

Grenzwerte 

Anlasser für Nähmaschinen 

Schalter für zahnärztliche 
Bohrmaschinen 

Tischbügelmaschinen und 
freistehende Bügelmaschinen 

Bügel pressen 




Geschwindigkeitsregler für 

Wie nach Tabelle A 1; die Werte für N 
werden jedoch gemäß 6.2 abgeleitet 

Nähmaschinen 

Geschwindigkeitsregler für 
zahnärztliche Bohrmaschinen 

Schalter für Addiermaschinen 

Schalter für Rechenmaschinen 

Schalter für Registrierkassen 

Bildwechselschalter für 
Diapositivprojektoren 

(sieb 

e auch Tabelle E 

)) 
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TABELLE B 


Art der Geräte 

Besondere 

Bedingungen 

Frequenzbereich 

(MHz) 

Grenzwerte 

Wärmeplatten 

Back- und Bratöfen 

Friteusen 

Raumheizgeräte 

Heizlüfter 

Konvektoren 

Kühlgeräte (*) 


0,15— 0,2 

30 

70+20 log,« -jj- dB (ftV) 

Tauchsieder 

Heißwasserbereiter 


0,2 — 0,5 

66+20 log 10 dB (iwV) 

Durchlauferhitzer 

keine 

0,5 — 5,0 

60+20 log dB (ftV) 

Waffeleisen 

Wasser koche r 

Kaffeemaschinen 


5,0 — 30 

30 —300 

30 

66+20 log 10 ■jq" dB (a*V) 
30 

(45-55) +20 log io dB (pW) 

Milchwärmer 

Sterilisatoren 

Heizkissen 

Heizdecken 

Bettwärmer 

Einzelthermostate 
für die Steuerung von 
Raumheizgeräten, Wassererhitzern 
und Ölbrennern 

Bügeleisen (**) 

Bratpfannen (**) 

Automatische Brotröster (**) 

Küchenherde mit automatisch 
geregelten Kochplatten (**) 
Kochtöpfe (**) 



(linear ansteigend) 

Es gilt Nummer 3.2.6.2 


(*) Siehe auch Abschnitt 3.2.S.3. 

(**) Werden die Bedingungen < 10 ms Knackstörungen, N-5 erfüllt, so gibt es keinen Grenzwert für die Amplitude. 


TABELLE C 


Art der Geräte 

Besondere 

Bedingungen 

Frequenzbereich 

(MHz) 

Grenzwerte 

Alle Geräte, mit Ausnahme der 
Geräte in Tabelle B, für die der 

Für Werte 

von N < 0,2 

0,15— 0y5 

110 dB G«V) 

Grenzwert bei 114 dB (>uV) im 

0,5 — 5,0 

104 dB OuV) 

Frequenzbereich zwischen 0,15 und 
0,2 MHz liegt 


5 — 30 

110 dB (juV) 



30 — 300 

89—99 db (pW) 

(linear ansteigend) 

Es gilt 3.23 
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TABELLE D 

Knackrate N = ini/T. Darin ist n 2 die Anzahl der Öffnungen und Schließungen (Schaltvor- 
gänge während der Beobachtungszeit T in Minuten) 


Art der Geräte 

Faktor f 

Besondere 

Bedingungen 

siehe 

Grenzwerte 

Küchenherde 

0,5 

6.3.1 

Siehe Tabellen 

Geräte mit einer oder mehreren 
Kochplatten, die durch Thermo- 
state oder Regler gesteuert werden 

0,5 

6.3.1 

A 1, A 2, B und C 

Kühlgeräte 

0,5 

6.2. 1.9 


Bügeleisen 

0,66 

6.3.10 


Geschwindigkeitsregler und 

Schalter für Nähmaschinen 

1,0 

6.2.1. 3 


Zahnärztliche Bohrmaschinen 

1,0 

6.2.4. 1 


Schalter für Addiermaschinen 

1,0 

6.2.1.16.2 


Rechenmaschinen 

1,0 

6.2.1.16.2 


Registrierkassen 

1,0 

6.2.1.16.2 


Diapositivprojektoren 

1,0 

6.2.1.17.2 
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Anlage 2 


Beispiele für die Anwendung der Methode des oberen Viertels zur Feststellung der Einhaltung 

der Störgrenzwerte 

(siehe 2.2.7) 


Knackstörung Nr. 
Störpegel dB (/4V) 


Meßprotokoll 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

94 

100 

98 

102 

97 

90 

98 

99 

96 

94 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

94 

90 

97 

94 

100 

94 

99 

80 

96 

91 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

87 

88 

98 

88 

86 

80 

94 

90 

92 

83 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

96 

86 

96 

86 

98 

92 

97 

90 

97 

90 

41 

42 

43 

44 

45 






98 

93 

97 

99 

100 







Beispiel I: Friteuse (Gerät wird zurückgewiesen) 

Gesamtbeobachtungszeit (T) = 35 min 
Gesamtzahl der Knackstörungen (m) = 45. 

N-55-U 
30 30 

20 log io — 20 logio | ß ■= 27,5 dB. 
Zulässiger Störpegel für 160 kHz = 70 + 27,5 = 97,5 dB (uV). 


Bei diesem Beispiel liegen zwölf Knackstörungen (Nm. 2, 3, 4, 7, 8, 15, 17, 23, 35, 
41, 44 und 45) über dem Grenzwert von 97,5 dB (pV). 

45 

Da nur — =11 solcher Knackstörungen zulässig sind, muß das Gerät zurück- 

gewiesen werden. 


Beispiel II: Heizkörper mit flüssigem Wärmeträger (Gerät wird zugelassen) 
Gesamtbeobachtungszeit (T) = 135 min. 

Gesamtzahl der Knackstörungen (nj) = 45. 


N = 


45 _ 
135 ~ 


V. 


20 logio jq- = 20 logi 0 90 = 39,2 dB. 

Zulässiger Störpegel für 160 kHz = 66 + 39,2 = 105,2 dB (/iV). 

Beim vorliegenden Beispiel liegen keine Knackstörungen über dem Grenzwert von 
105,2 dB (/uV). Das Gerät wird zugelassen. 
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ANHANG 2 


1. ANWENDUNGSBEREICH 

Diese Bestimmungen gelten für Leuchten mit Startern für Leuchtstofflampen. 

Die Nummern 2.2 ff. gelten für Leuchten, die zum Gebrauch in Wohngebieten bestimmt sind. Für 
nicht entstörte Leuchten gilt nur Nummer 2.1. 


2. ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

2.1. Vermerk auf den nicht entstörten Leuchten 

Der Vermerk „nicht entstörte Leuchten — Betrieb nur außerhalb von Wohngebieten“ muß auf den 
Leuchten dauerhaft angebracht werden. 

Dieser Vermerk wird verwendet werden, bis der Ausschuß zur Anpassung an den technischen Fort- 
schritt ein Ersatzzeichen definiert hat. 

Anmerkung: Für die Begriffsbestimmung für „außerhalb von Wohngebieten“ sind die einzelstaatlichen 
Verwaltungen zuständig. 

2.2. Mindestwert der Einfügungsdämpfung 

Der Mindestwert der Einfügungsdämpfung muß von mindestens 80 % der seriengefertigten Leuchten 
mit einer Sicherheit von 80 % eingehalten werden. 

Die Methoden zur Anwendung der Mindestwerte der Einfügungsdämpfung sind unter Abschnitt 4 
angegeben. 

3. MINDESTWERTE FÜR DIE EINFÜGUNGSDÄMPFUNG 

Die Mindestwerte für die Einfügungsdämpfung bei den bevorzugten Meßfrequenzen gehen aus 
Tabelle I hervor. 


TABELLE I 

Mindestwerte für die Einfügungsdämpfung 


Frequenz kHz 

160 

240 

550 

1000 

1400 

Mindestwerte für die Einfügungs- 
dämpfung (in dB) 

28 

26 

24 

22 

20 


4. ANWENDUNG DER MINDESTWERTE FÜR DIE EINFÜGUNGSDÄMPFUNG BEI DEN PRÜ- 
FUNGEN DER ÜBEREINSTIMMUNG VON SERIENGEFERTIGTEN LEUCHTEN 

4.1. Die Prüfungen müssen wie folgt durchgeführt werden: 

4.1.1. an einer Stichprobe von Leuchten des jeweiligen Typs mit einer statistischen Bewertung gemäß 4.3, 

4.1.2. der Einfachheit halber nur an einer Leuchte. 

4.2. Spätere Prüfungen, die von Zeit zu Zeit an stichprobenartig aus der Erzeugung ausgewählten 
Leuchten durchgeführt werden, sind besonders im Falle der Nummer 4.1.2 notwendig. Bei Meinungs- 
verschiedenheiten, die möglicherweise zur Zurücknahme der Typengenehmigung führen, ist die Zu- 
rücknahme erst nach der Durchführung von Prüfungen gemäß 4.1.1 in Erwägung zu ziehen. 
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4.3. Eine Übereinstimmung wird durch folgende Prüfung festgestellt: 

Die Prüfung ist an einer Stichprobe von mindestens 5 und höchstens 12 Leuchten des betreffenden 
Typs durchzuführen. Sind wegen außergewöhnlichen Bedingungen 5 Leuchten nicht verfügbar, ist eine 
Stichprobe von 4 oder 3 Leuchten zu nehmen. Die Übereinstimmung ist erreicht, wenn folgendes 
Verhältnis besteht: 

x - k S n > L. 

Darin sind: 

x = arithmetischer Mittelwert der Einfügungsdämpfungen von n Leuchten der Probe; 

Sn 2 “ Streuungsmaß erhalten durch 

Sn 2 = — — " S (x - X) 2 ; 
n - I 

x *= Einfügungsdämpfung der einzelnen Leuchten; 

k = der aus den Tabellen der nichtzentralen t-Verteilung entnommene Faktor für eine Sicherheit 
von 80 %, daß mindestens 80 % der Produktion die Mindestwerte einhalten. Der Wert von k 
hängt vom Umfang der Stichprobe n ab und ist in der folgenden Tabelle angegeben; 

L = Mindestwert für die Einfügungsdämpfung. 

Die Werte x, x, S n und L werden logarithmisch ausgedrückt (dB) 


n 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

k 

2,04 | 

1,69 

1,52 

1,42 

1,35 | 

1,30 

1,27 

1,24 

1,21 

1,20 


5. MESSGERÄTE UND MESSVERFAHREN 

5. 1 . Meßgeräte 

5.1.1. Meßempfänger 

Es muß ein selektiver Spannungsmesser guter Qualität verwendet werden. 

5.1.2. Symmetrier-Übertrager 

Der Übertrager muß vor allem folgende Eigenschaften aufweisen: 

a) die Kapazität zwischen Primär- und Sekundärwicklung darf höchstens 5 pF betragen. Ein Pol 
der Primärwicklung ist mit dem Metallgehäuse des Übertragers verbunden; 

b) die Ausgangsimpedanz muß im Bereich 150 bis 1 605 kHz im wesentlichen ein Wirkwiderstand 
sein und 150 O ± 4,5 O betragen. 

Bild 1 zeigt ein Beispiel für die vorschriftsmäßige Ausführung eines Übertragers (mechanischer Aufbau 
und Schaltbild). 

5.1.3. V -Netznachbildung 

Die V-Netznachbildung muß der Publikation Nr. 1 des CISPR (1972), Ziffer 2.1 und Bild 9 A, ent- 
sprechen. 

5. 1 .4. Lampennachbildung 

(Benutzung entsprechend Abschnitt 5.2.1 und Bild 3) 

Bild 2 enthält das Schema einer Lampennachbildung mit den dazugehörigen Werten. 
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Bild 1 : Beispiel für einen Symmetrier-Ubertrager 



1 = Wicklung (20 Windungen) 

2 = Wicklung (30 Windungen) 

Bild 1 : Lampennachbildung 


Anschlüsse vom Isolier- Kupfer- oder 

Transformator Stoff Messingrohr 



R, = 68 Q R 2 = 220 D 

5.2. Messung der Einfügungsdämpfung von Leuchten für Leuchtstofflampen 

Die Einfügungsdämpfung von Leuchten wird nach den in 5.2.1 und 5.2.3 oder den in 5.2.2 und 5.2.3 
beschriebenen Verfahren gemessen. 

5.2.1. Leuchten für Leuchtstofflampen von 20 W, 40 W, 65 W, 80 W und 65/80 W mit einem Nenn- 
durchmesser von 38 mm gemäß der CEl-V eröffentlichung Nr. 81 (1961) 

Es ist eine Meßanordnung nach Bild 3 mit einer Lampennachbildung Lo nach Bild 2 zu verwenden. 
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5.2.2. Leuchten, die für andere als unter 5.2.1 bezeichnete Leuchtstofflampen gemäß der CEl-Veröffent- 
lichung Nr. 81 (1961) bestimmt sind 

Es ist eine Meßanordnung nach Bild 4 mit der darin angegebenen Lampennachbildung L zu ver- 
wenden. 


5.2.3. Meßverfahren 

Der Wert der Einfügungsdämpfung ist das Verhältnis zwischen der Spannung U l9 die am Meß- 
empfänger M abgelesen werden kann, wenn der Generator G über den Übertrager T an die V-Netz- 
nachbildung angeschlossen wird, und der Spannung U 2 , die an M abgelesen werden kann, wenn der 
Generator G über den Übertrager T und die Leuchte mit der jeweiligen Lampennachbildung mit 
der V-Netznachbildung verbunden wird. 

Die Einfügungsdämpfung wird wie folgt ausgedrückt: 

Einfügungsdämpfung = 20 log 10 dB. 

U 2 

Im einzelnen ist dann wie folgt vorzugehen: 


5.2.3. 1. Bei Leuchten mit mehr als einer Lampe wird jede Lampe nacheinander durch die Lampennachbildung 
L 0 im Falle der Nummer 5.2.1 und durch die Lampennachbildung L im Falle der Nummer 5.2.2 
ersetzt. 


5. 2.3. 2. Bei Verwendung von Startern mit eingebautem Kondensator (normaler Fall) wird der Starter entfernt 
und durch einen Kondensator von 5 000 pF ± 10 % ersetzt. Wird jedoch vom Hersteller außer dem 
Starter ein gesonderter Kondensator geliefert und vor der Verwendung eines zusätzlichen Konden- 
sators ausdrücklich gewarnt, so wird der Originalkondensator verwendet und kein Versuchskonden- 
sator eingefügt. 

Besondere Vorsichtsmaßnahmen sind zu treffen, um sicherzustellen, daß der Versuchskondensator 
in dem Frequenzbereich, innerhalb welchem die Messung durchgeführt wird, alle Eigenschaften 
behält. 

Abgesehen vom Ersatz des Starters durch einen Kondensator und dem Ersatz der Leuchtstofflampen 
ist die Leuchte in dem Zustand zu prüfen, wie sie vom Hersteller geliefert wird. 


5.2,3. 3. Besteht das Gehäuse der Leuchte aus einem isolierenden Werkstoff, so ist die hintere Fläche mit 
einer Metallplatte abzudecken, die mit der Meßerde der V-Netznachbildung zu verbinden ist. 


5. 2.3.4. Die Verbindung c c’ und d d * zwischen den Lampennachbildungen Lo oder L und dem Übertrager T 
sind durch nicht geschirmte Leitungen von bis zu 10 cm Länge herzustellen. 


5.2.3.5. Die Ausgangsspannung des Generators G wird mit Hilfe des Meßempfängers M gemessen. Zu 
diesem Zweck wird a’ mit c’ und d’ mit b’ direkt über Koaxialkabel (Zo = 75 O) von 1 m Länge 
verbunden. Die Kabelschirmung wird an die Masse der V-Netznachbildung angeschlossen; die Kabel 
c c\ d d’, a a’ und b b’ werden entfernt. 


5.2.3.6. ist die Spannung zwischen a’ und der Erdklemme von VN oder zwischen b’ und der Erdklemme 
von VN (beide Spannungen sollten normalerweise gleich sein (etwa 2 mV)). 


5.2.3.7. U 2 ist die höhere der beiden Spannungen zwischen a’ und der Erdklemme von VN und zwischen b’ 
und der Erdklemme von VN. 


5.2.3. 8. Ist bekannt, daß die Einfügungsdämpfung bei einer bestimmten Lage der Lampennachbildung sehr 
niedrig ist, so sollen die Messungen nur bei dieser Lage durchgeführt werden. Im Zweifelsfall sind 
für beide Lagen der Lampennachbildung Messungen durchzuführen. 
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Bild 4: Meßverfahren für Röhren mit anderen Stärken als 20 W, 40 W, 65 W» 80 W und 65/80 W 



* V 

HM 


G 

T 

VN 

M 

L 

F 

a, b 
a*, b’ 
c, d 
c’, d’ 

a, a’ und b, b’ 
c, c* und d, d’ 


Hochfrequenzgenerator 

Symmetrier-Ubertrager (s. Nr. 5.1.2 und Bild) 

CISPR-V-Netznachbildung 

Meßempfänger 

Röhre aus Isolierstoff mit den erforderlichen Anschlüssen an Stelle der Leuchtstofflampe 
Leuchte 

Anschlußklemmen für Netznachbildung 
Eingangsklemmen der V-Netznachbildung 
Mittelklemmen der Röhre L 
Ausgangsklemmen des Übertragers T 

Anschluß durch Koaxialkabel (Z 0 = 75 ü), deren Schirmungen an die Masse (Metall- 

gehäuse) von VN und F angeschlossen sind 

der Anschluß des Transformators an die Röhre L muß durch ungeschirmte Drähte von 
nicht mehr als 10 cm Länge erfolgen. 
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Bild 3: Meßverfahren für Lampen von 20 W, 40 W, 65 W, 80 W und 65/80 W 



G 

T* 

VN 

M 

L 

F 

a, b = 

a', b’ 
c, d 

c\ d* = 

a, a* und b, b* = 

c, c* und d, d* ~ 


Hochfrequenzgenerator 

Symmetrier-Übertrager (s. Nr. 5.1.2 und Bild 1) 

CISPR-V-Netznachbildung 

Meßempfänger 

Lampennachbildung (siehe Nr. 5.1.4 und Bild 2) 

Leuchte 

Anschlußklemmen für Netznachbildung 
Eingangsklemmen der V-Netznachbildung 
Anschlußklemmen an der Lampennachbildung 
Ausgangsklemmen des Übertragers T 

Anschluß durch Koaxialkabel (Z Q = 75 Q), deren Schirmungen an die Masse (Metallge- 
häuse) von VN und F angeschlossen sind 

kurze, nicht geschirmte Verbindungsleitungen. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Am 28. Mai 1969 beschloß der Rat der Europäi- 
schen Gemeinschaften (EG) ein Allgemeines Pro- 
gramm zur Beseitigung der technischen Hemm- 
nisse im Warenverkehr, die sich aus Unter- 
schieden in den Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten ergeben. Als dritte 
Phase dieses Programms erarbeitete die Kom- 
mission der EG vier Funkstörungen betreffende 
Richtlinienentwürfe und leitete sie dem Rat zu, 
und zwar die Richtlinien zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 

a) Funkstörungen durch Elektro-Haushaltsgeräte, 
handgeführte Elektrowerkzeuge und ähnliche 
Geräte im Juli 1972, 

b) Funk-Entstörungen bei Leuchten mit Starter 
für Leuchtstofflampen im Juli 1972, 

c) Funkstörungen durch Ton- und Fernseh-Rund- 
funkempfänger im April 1973, 

d) Funkstörungen durch Hochfrequenzgeräte im 
Frequenzbereich 10 kHz bis 18 GHz für indu- 
strielle, wissenschaftliche, medizinische und 
ähnliche Zwecke im Juli 1974. 

über die Vorschläge zu den unter a) und b) ge- 
nannten Richtlinien wurde am 14. Juni 1973 im 
Deutschen Bundestag mit dem Ergebnis beraten, 
daß die Bundesregierung ersucht wurde, darauf 
hinzuwirken, daß der Artikel* 3 beider Richt- 
linien durch einen Absatz ergänzt wird, der den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit einräumt, die 
Übereinstimmung der Geräte mit den technischen 
Vorschriften durch Präventivkontrollen sicherzu- 
stellen und daß der Absatz 3 c des Artikels 8 der 
ersten Richtlinie gestrichen wird (Drucksachen 
VI/3739 und 7/673). Der Artikel 3 wurde nach 
langen Verhandlungen auf deutschen Wunsch 
durch folgende Absätze ergänzt: 

„ (3) Die Mitgliedstaaten können fordern, daß 
die Übereinstimmung der Geräte mit den Vor- 
schriften dieser Richtlinie während eines Zeit- 
raums von fünfeinhalb Jahren nach Bekanntga- 
be dieser Richtlinie durch Prüfzeichen oder Be- 
scheinigungen bestätigt wird, die aufgrund einer 
vorherigen Typenprüfung im amtlichen Auftrag 
erteilt werden. 

Spätestens vor Ablauf dieser fünfeinhalb Jahre 
werden an Hand der gewonnenen Erfahrung und 
der im Rahmen der Gemeinschaft erzielten Er- 
gebnisse nach dem Verfahren des Artikels 8 
alle geeigneten Maßnahmen erlassen." 

Der Artikel 8 blieb unverändert. Um den deut- 
schen Wünschen jedoch entgegenzukommen, 
wurde dafür der dritte Absatz des Artikels 7 wie 
folgt eingeschränkt: 


„(3) Die zur Anpassung des Anhangs — außer 
Nummer 1 — an den technischen Fortschritt er- 
forderlichen Änderungen werden nach dem in 
Artikel 8 festgelegten Verfahren bestimmt. Al- 
lerdings dürfen diese Änderungen nicht zu einer 
Minderung der Qualität des Funkempfangs, ein- 
schließlich des Ton- und Fernseh-Rundfunkemp- 
fangs, bei dem unter diese Richtlinie fallenden 
Frequenzbereich führen." 

Von den genannten vier EG-Richtlinien hat der 
Rat der Europäischen Gemeinschaften am 4. No- 
vember 1976 die unter Nr. 1 a und b genannten 
Richtlinien beschlossen. Die zwei weiteren Richt- 
linien werden zur Zeit beraten. 

2. Nach dem geltenden Recht enthalten das Gesetz 
über den Betrieb von Hochfrequenzgeräten 
(HFrG) sowie das Gesetz über Fernmeldeanla- 
gen (FAG) Regelungen, die die Funk-Entstörung 
betreffen. Nach § 1 HFrG bedarf derjenige, der 
Geräte oder Einrichtungen in Betrieb nimmt, die 
elektromagnetische Schwingungen im Bereich 
von 10 kHz bis 3 Mio MHz erzeugen oder ver- 
wenden und nicht zu fernmeldemäßigen Über- 
mittlungen bestimmt sind, einer Genehmigung 
der Deutschen Bundespost. Sie wird erteilt, wenn 
das Hochfrequenzgerät keine Funkdienste stören 
kann, die in anderen als den diesen Hochfre- 
quenzgeräten zugewiesenen Frequenzbereichen 
betrieben werden. Zu den Hochfrequenzgeräten 
gehören die Geräte, Leuchten und Anlagen, die 
von den unter Nummer 1 Buchstaben a, b und d 
genannten EG-Richtlinien erfaßt sind; diese Be- 
triebsmittel stellen jedoch keine erschöpfende 
Aufzählung aller Hochfrequenzgeräte dar. 

Nach den §§ 1 und 2 FAG sind das Errichten 
und Betreiben von Ton- und Fernseh-Rundfunk- 
empfängern, die zu den Funkanlagen gehören, 
gleichfalls genehmigungspflichtig. Durch die 
Allgemeine Ton- und Fernseh-Rundfunkgeneh- 
migung vom 11. Dezember 1970 (Bundesanzeiger 
Nr. 234 vom 16. Dezember 1970) ist das Errichten 
oder Betreiben von Rundfunkempfängern nur 
genehmigt, wenn der Betrieb der Rundfunkemp- 
fänger den Betrieb anderer Fernmeldeanlagen 
nicht stört. 

3. Um die verabschiedeten EG-Richtlinien in natio- 
nales Recht umzusetzen, ist es erforderlich, wei- 
tere gesetzliche Regelungen zu schaffen. 

Artikel 2 der unter Nummer 1 Buchstaben a bis 
d genannten EG-Richtlinien bestimmt, daß die er- 
faßten Geräte nur dann in den Verkehr gebracht 
werden dürfen, wenn sie hinsichtlich der Funk- 
störungen, die sie verursachen können, den Vor- 
schriften der Richtlinien genügen. Dies bedeutet, 
daß die Geräte bestimmte technische Grenzwerte 
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einhalten und zur Feststellung dieser Werte vor- 
geschriebene Meßverfahren angewendet worden 
sein müssen. 

Daher ist es erforderlich, das bisher nicht ge- 
nehmigungspflichtige Inverkehrbringen dieser 
Geräte durch Gesetz mit besonderen Anforderun- 
gen zu verknüpfen. Da der Kreis der betroffenen 
Geräte weder mit dem Anweqdungsbereich des 
HFrG noch des FAG voll übereinstimmt und der 
Handel mit technischen Betriebsmitteln nicht 
mehr als notwendig beschränkt werden soll, bie- 
tet es sich an, ein besonderes Gesetz vorzusehen, 
das allein dazu bestimmt ist, die EG-Richtlinien 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften über 
Funkstörungen umzusetzen. 

Bei der Umsetzung der EG-Richtlinien war fer- 
ner zu berücksichtigen, daß der darin den Mit- 
gliedstaaten eingeräumte Handlungsspielraum im 
Sinne des oben zitierten Bundestagsbeschlusses 
voll genutzt wird, es nämlich weiterhin zulässig 
bleibt, die Übereinstimmung der Geräte mit den 
technischen Vorschriften durch Präventivkontrol- 
len sicherzustellen. Zu diesem Zweck ist in § 2 
Satz 3 bestimmt worden, daß serienmäßig herge- 
stellte Geräte oder Leuchten nur in Verkehr ge- 
bracht werden dürfen, wenn sie mit einem Prüf- 
zeichen gekennzeichnet sind, also eine Typen- 
prüfung im amtlichen Auftrag vorangegangen 
ist. 

Da nach Artikel 9 der unter Nummer 1 Buchsta- 
be a und Artikel 8 der unter Nummer 1 Buch- 
stabe b genannten Richtlinien die Mitgliedstaa- 
ten die erforderlichen Maßnahmen zu treffen ha- 
ben, um diesen Richtlinien binnen 18 Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, ist das 
Inkrafttreten des Gesetzes auf den 10. Mai 1978 
festzusetzen. Um andererseits den betroffenen 
Handel nicht unverhältnismäßig zu belasten, ist 
in § 7 eine Ubergangsregelung vorgesehen, nach 
der die bis zum 9. Mai 1978 hergestellten oder 
importierten Geräte oder Leuchten noch bis zum 
9. Mai 1980 in Verkehr gebracht werden dürfen, 
auch wenn sie den technischen Vorschriften der 
EG-Richtlinien nicht entsprechen. 

Da die technischen Anhänge der EG-Richtlinien 
mit dem technischen Fortschritt im Einklang ste- 
hen müssen, sind in kürzeren Zeitabständen Än- 
derungen zu erwarten, die in dem in Artikel 7 
und 8 der Richtlinien genannten Ausschußver- 
fahren kurzfristig beschlossen werden. Um die- 
sen Änderungen unverzüglich nachkommen zu 
können, sieht der vorliegende Gesetzentwurf in 
§ 4 vor, daß die technischen Anhänge des Ge- 
setzes zur Anpassung an Änderungen der Vor- 
schriften der EG-Richtlinien durch Rechtsverord- 
nung geändert werden können. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung 
der Richtlinien des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten über Funkstörungen 
durch Hochfrequenzgeräte und Funkanlagen ist 
so gestaltet worden, daß er nicht nur die am 
4. November 1976 erlassenen Richtlinien umsetzt, 


sondern auch die Umsetzung weiterer Richtlinien 
über Funkstörungen ermöglicht, die zur Zeit noch 
in Beratung sind und voraussichtlich in abseh- 
barer Zeit verabschiedet werden. Diesem Zweck 
dient die Ermächtigungsvorschrift des § 5. 

4. Die Gesetzgebung auf dem Gebiet des Fernmel- 
dewesens, zu dem der Funkverkehr gehört, fällt 
nach Artikel 73 Nr. 7 GG in die ausschließliche 
Zuständigkeit des Bundes. Soweit das Gesetz das 
Inverkehrbringen regelt, ergibt sich die Gesetz- 
gebungsbefugnis des Bundes ferner aus Arti- 
kel 74 Nr. 11 (Recht der Wirtschaft) in Verbin- 
dung mit Artikel 72 Abs. 2 Nr. 3 GG. Es besteht 
ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung, 
weil die Wahrung der Rechts- und Wirtschafts- 
einheit sie erfordert. 

Das Gesetz bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates, da es keine nach dem GG zustim- 
mungsbedürftigen Sachverhalte regelt. 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. 


B. Einzelbegründung 

Zu § 1 

Absatz 1 legt den Anwendungsbereich des Gesetzes 
in Übereinstimmung mit den Artikeln 1 der unter 
Abschnitt A Nr. 1 unter a) und b) genannten, vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaften erlassenen 
Richtlinien fest. Die angesprochenen Anhänge 1 und 
2 des Gesetzentwurfes sind wortgetreue Wiederga- 
ben der Anhänge zu diesen Richtlinien. 

Absatz 2 enthält eine Begriffsbestimmung für das 
Inverkehrbringen, die Artikel 3 des Gesetzes zu dem 
Übereinkommen vom 3. März 1973 über den inter- 
nationalen Handel mit gefährdeten Arten freileben- 
der Tiere und Pflanzen vom 22. Mai 1975 (BGBl. II 
S. 773) nachgebildet ist. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift regelt das Inverkehrbringen der be- 
troffenen Geräte und Leuchten nach Maßgabe der 
Artikel 2 und 3 der verabschiedeten EG-Richtlinien. 
Sie verknüpft das Inverkehrbringen mit bestimmten 
technischen Anforderungen, die in den Anhängen 
der EG-Richtlinien festgesetz und als Anhänge des 
Gesetzentwurfs übernommen worden sind. Zugleich 
fordert sie für serienmäßig hergestellte Geräte und 
Leuchten eine Kennzeichnung. Diese Regelung stützt 
sich auf Artikel 3 Abs. 3 der genannten Richtlinien, 
um den auf deutschen Wunsch entsprechend dem 
Ersuchen des Deutschen Bundestages die Artikel 3 
ergänzt worden sind (vgl. Allgemeines A Nr. 1). In 
der Bundesrepublik Deutschland wird hierzu das 
Funkschutzzeichen aufgrund einer vorherigen Ty- 
penprüfung vom Verband Deutscher Elektrotechni- 
ker im Auftrag der Deutschen Bundespost erteilt. 

Das vorgesehene Verfahren entspricht einer lang- 
jährigen Praxis, die sich bewährt hat. Für das Be- 
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treiben von elektrischen Geräten, die Funkstörungen 
verursachen können, ist aufgrund des Gesetzes über 
den Betrieb von Hochfrequenzgeräten vom 9. August 
1949 im Einvernehmen mit den Spitzenverbänden 
der Industrie, des Handwerks, des Handels und der 
Verbraucher 1965 ein Verfahren erarbeitet worden, 
das sich auf die Kennzeichnung der Geräte mit dem 
Funkschutzzeichen des Verbandes Deutscher Elek- 
trotechniker abstützt. Vom 1. Januar 1971 an durften 
serienmäßig hergestellte elektrische Geräte, die 
Funkstörungen verursachen können, nur noch in 
Betrieb genommen werden, wenn sie mit diesem 
Funkschutzzeichen gekennzeichnet sind. Die VDE- 
Prüfstelle hat bis Ende 1976 für 78 000 Serien elek- 
trischer Fabrikate die Erlaubnis erteilt, die Geräte 
mit dem Funkschutzzeichen zu kennzeichnen. Betrof- 
fen sind 1 391 inländische und ausländische Herstel- 
lerfirmen. Erhebungen des Funkstörungsmeßdienstes 
der Deutschen Bundespost haben ergeben, daß Ende 
1976 nahezu keine elektrischen Geräte ohne Funk- 
schutzzeichen zum Verkauf angeboten wurden. 


Zu § 3 

Diese Vorschriften ermöglichen die Einhaltung der 
Forderungen dieses Gesetzes zu überwachen. Sie 
sind anderen vergleichbaren Vorschriften angepaßt 
(vgl. § 7 des Gesetzes über technische Arbeitsmittel 
vom 24. Juni 1968, BGBl. I S. 717). 


Zu § 4 

Die technischen Anhänge der EG-Richtlinien werden 
in kürzeren Zeitabständen dem technischen Fort- 
schritt anzupassen sein. Um diesen Änderungen 
kurzfristig durch Änderung der Anhänge 1 und 2 
des Gesetzentwurfs nachkommen zu können, soll dies 
durch Rechtsverordnung möglich sein. Vorbild für 
die entsprechende Ermächtigungsgrundlage stellt 
§ 14 Abs. 1 des Gesetzes zur Durchführung der Richt- 
linie des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zur Regelung gesundheitlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit fri- 
schem Fleisch vom 28. Juni 1968 (BGBl. I S. 547) dar. 


Zu § 5 

Diese Vorschrift ermöglicht, gleiche Regelungen für 
weitere Geräte zu erlassen, für die EG-Richtlinien in 
gleicher Sache beraten und voraussichtlich in abseh- 
barer Zeit beschlossen werden. Die Ermächtigungs- 
vorschrift ist § 4 des Gesetzes über technische Ar- 
beitsmittel nachgebildet worden. 


Zu § 6 

Die Vorschrift über die Ordnungswidrigkeit lehnt 
sich an § 5 des Gesetzes über technische Arbeitsmit- 
tel sowie an § 8 HFrG an. Absatz 5 trägt der Rege- 
lung des § 3 Postverwaltungsgesetz Rechnung. 

Zu § 7 

Um den von diesem Gesetz Betroffenen die erfor- 
derliche Umstellung auf die neue Rechtslage zu er- 
möglichen, ist die durch die EG-Richtlinien gesetzte 
Frist von 18 Monaten zur Umsetzung der Richtlinien 
voll ausgeschöpft worden; das Gesetz tritt zum spä- 
test möglichen Termin, dem 10. Mai 1978, in Kraft. 
Erst die nach diesem Termin hergestellten oder im- 
portierten Geräte und Leuchten müssen die Voraus- 
setzungen des § 2 erfüllen, also insbesondere den 
schärferen Grenzwerten der technischen Anhänge 
entsprechen. Diese Grenzwerte sind jedoch der In- 
dustrie durch Veröffentlichung des Entwurfs derVDE 
0875a/. . . 74 bereits seit 1974 bekannt. 

Darüber hinaus ist als Ubergangsregelung vorge- 
sehen, daß die bis zum 9. Mai 1978 her- 
gestellten oder importierten Geräte oder Leuch- 
ten noch bis zum 9. Mai 1980 in Verkehr ge- 
bracht werden dürfen, auch wenn sie nicht den tech- 
nischen Vorschriften der EG-Richtlinien entsprechen. 
Eine Gefahr, daß diese Betriebsmittel, die nach dem 
10. Mai 1978 verkauft werden, um die Läger zu 
räumen, zur Funkstörung Anlaß geben, besteht nicht, 
weil sie schon jetzt auf Einhaltung der bisherigen 
Vorschriften VDE 0875/7.71 geprüft worden und mit 
dem Funkschutzzeichen gekennzeichnet sind. 

Zu § 8 

Die Vorschrift dient vorsorglich der Klarstellung. 

Zu § 9 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlinklausel. 

Zu § 10 

Das Inkrafttreten des Gesetzes ist auf den 10. Mai 
1978 festgesetzt worden, um der in den Artikeln 8 
bzw. 9 der angesprochenen EG-Richtlinien vorge- 
sehenen 18-Monatsfrist zur Umsetzung der Richt- 
linien zu entsprechen. 

Gemäß Artikel 3 Abs. 3 der EG-Richtlinien muß das 
Gesetz spätestens bis zum 9. Mai 1982 geändert wer- 
den, wenn die EG ein von § 2 dritter Satz abwei- 
chendes einheitliches Prüfverfahren beschließt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


§ 3 

In Absatz 2 ist 

a) in Satz 1 das Wort „Grundstücke" durch das Wort 
„Betriebsgrundstücke" zu ersetzen und 

b) der letzte Satz zu streichen. 


Begründung zua) und b) 

Klarstellung des Gewollten. 

Die förmliche Einschränkung des Grundrechts aus 
Artikel 13 GG ist im Hinblick auf die Entscheidung 
des BVerfG in BVerfGE 32, 54 ff. nicht erforderlich. 
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